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die Wähler zu einer Wahl! 
Bürgerinitiativen J;Ilachen gegen umstrittene Fusion der Landkreise mobil 

Northeim/ Osterodel Göt­
tingen (red). Die geplante Fu­
sion der Landheise Osterode, 
Northeim und Göttinge11 mit 
einer Flächengröße des Saar­
landes hat die Bürger alarmiert, 
sodass in kürzester Zeit drei 
Bürgerbegehren zur Fusion 
von Bürgern auf den vVeg ge­
bracht wurden. 

Alle drei Bürgerbegehren zur 
Fusion verfolgen - trotz unter­
schiedlicher Fragestellung und 
Situation der Landheise - das 
selbe Ziel: "Lasst die Bürger 
über die Fusionsfrage entschei­
den!", so Ulrike Blum von der 

' Bürgerinitiative Bürgerbeheren 
Northeim gegenüber dem 
Gandersheimer , Kreisblatt. 
Und weiter: Bevor politische 
Entscheidungen getroffen wer­
den, haben die Bürger ein 
Recht auf verständliche Infor­
mationen über die Auswirlcun­
gen der Fusion. 

Die über einen Zeitraum von 
sechs iVIonaten laufenden Bür­
gerbegehren der drei Laiidhei­
se waren bereits jetzt schon er­
folgreich : Mittlerweile wird die 
Notwendigkeit einer Bürgerbe­
teiligung bei den Entschei~ 
dungsprozessen auch von der · 
Mehrheitsfraktion SPD und 
.Grüne gesehen. Der Antrag 

der Northeimer Kreistagsgrup­
pe SPD und Grüne für eine 
zenn-ale Informationsveranstal­
tung, in der anscheinend Bür­
gerbeteiligung gewünscht ist, 
klingt erfreulich und lässt hof­
fen. 

Bürgerbegehren sind in Nie­
dersachsen zwar nicht unbe­
kannt, aber auch nicht so üb­
lich wie in Bayern. Da er­
scheint es verständlich, dass die 
Kreisverwaltungen in der 
Handhabung der Abläufe, Be­
ratung w1d Betreuung der In­
itiatoren sehr unterschiedlich, 
widersprüchlich und 'yechsel­
haft agieren. So sollte die BI im 
Landla-eis Northeim anfäng­
lich die gesammelten Unter­
schriften de~; jeweiligen Kom­
munen zur Uberprüfung vorle­
gen, was man schon bei der jet­
zigen Landla-eisgröße für eine 
Zumutung hielt. Eine gewisse 
Hilflosigkeit der Verwaltung 
gegenüber Bürgerbegehren 
könnte also durchaus ent­
schuldbar sein. 

Höchst problematisch ist al­
lerdings der Umgang mit betei­
ligungsbereiten Bürgern einer 
BI, die trotz vorliegender Ge­
nehmigung zum Abbau ihres 
Standes genötigt werden, wie 
am 23.]uni 2012 in Osterode 

auf dem Stadtfest geschehen. 
Das Fesnnotto "3 freundliche 
Tage" wurde damit zur Ironie. 

Vl/elchem Druck der Veran­
stalter Walter Gaucks von der 
Fortuna-Eko Veranstaltungs­
agentur ausgesetzt war, die BI 
"Für Osterode" des Platzes zu 
verweisen, entzieht sich der 
Kenntnis der Öffentlichkeit. 
Dieses Vorgehen wirft aller­
dings nachhaltig ein schlechtes 
Licht auf das Demola-ariever­
ständnis der beteiligten Perso­
nen oder politischen Interes­
sengruppen hinter den Kulis­
sen und schafft ein exn·em un­
gesundes politisches Klima. 

In einer Zeit, in der die sin­
kende Bereitschaft sowohl an 
Wahlen teilzun~hmen, als auch 
für politische Amter zu kandi­
dieren, beldagt und in der Pres­
se thematisiert wird, müssen 
wir einer Kultur der undemo­
kratischen Intoleranz mit 
Empörung begeg11en, so die BI. 

Die Zusammenarbeit der 
Bürgerinitiativen der drei 
Landheise und die zahlreichen 
Unterstürzer sind - sogar unab­
hängig von dem Ausgang der 
Bürgerbegehren - Ermutigung 
für die Menschen in den Land­
kreisen, sich an politischen 
Prozessen zu beteiligen. 


